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[bookmark: _GoBack]Aufnahme einer teilnehmenden Person in eine Weiterbildungsmaßnahme mit einer Förderung über Bildungsgutschein gemäß Akkreditierungs- und Zulassungsverordnung Arbeitsförderung - AZAV

Teilnahmevertrag

zwischen

Schulname                		_________________________________________________
Straße, Hausnummer 	_________________________________________________
Postleitzahl, Ort         		_________________________________________________

vertreten durch          		_________________________________________________
Name und Funktion 		_________________________________________________

· im Folgenden „Schule“ genannt

und


Name, Vorname			_________________________________________________
geboren am 	___________in
wohnhaft in		_________________________________________________

- im Folgenden „teilnehmende Person“ genannt -


wird der folgende Teilnahmevertrag geschlossen.



§ 1 Bildungsgang
[bookmark: Text2]Die teilnehmende Person nimmt im Bildungsgang ___________________________ an der zertifizierten Maßnahme zur Ausbildung zur/zum ________________________________ teil. Der Beginn der Ausbildung ist am ___________, das voraussichtliche Ende ist am _________. Die Ausbildung schließt mit einer staatlichen Prüfung ab. Für die Durchführung der Ausbildung und die Prüfung gelten die jeweiligen gesetzlichen Vorgaben. 

§ 2 Rechtsvorschriften
(1) 	Diesem Vertrag liegen, in der jeweils gültigen Fassung, zugrunde
1. das Schulgesetz Nordrhein-Westfalen, soweit in der Akkreditierungs- und Zulassungsverordnung Arbeitsförderung - AZAV nicht anderes geregelt ist
2. Sozialgesetzbuch (SGB) Drittes Buch (III)
3. die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung in den Bildungsgängen des Berufskollegs (APO-BK) sowie die entsprechenden Verwaltungsvorschriften 
4. die jeweils geltenden Richtlinien und Bildungspläne des o.g. Bildungsganges 
5. die am jeweiligen Berufskolleg geltenden besonderen Bestimmungen (z.B. Hausordnung, Schulordnung, etc.)

(2)	Die teilnehmende Person versichert, dass sie die vorstehenden Vorschriften zur Kenntnis genommen hat. Die Rechtsvorschriften können im Sekretariat der Schule eingesehen werden.

§ 3 Aufnahmevoraussetzungen
Für die Aufnahme im o.g. Bildungsgang gelten die allgemeinen Aufnahmevoraussetzungen der APO-BK sowie die besonderen Aufnahmevoraussetzungen der APO-BK, Anlage B/ E in der jeweils gültigen Fassung. Vor der Aufnahme in den Bildungsgang wurde eine Eingangsberatung am_____________________
durch (Name) _____________________________ mit der teilnehmenden Person durchgeführt. In der Eingangsberatung wird auch erhoben, ob eine erfolgreiche Teilnahme aus Sicht der Schule möglich erscheint (Eignungsfeststellung).


§ 4 Leistungen der Schule
Die Schule schafft die Voraussetzungen, die zum Erreichen des Ausbildungszieles erforderlich sind; insbesondere sorgt sie für einen geordneten Schulbetrieb und vermittelt der teilnehmenden Person die auf das Erreichen des Ausbildungszieles ausgerichtete Bildung.

§ 5 Verpflichtungen der Vertragspartner
(1) Die teilnehmende Person verpflichtet sich
1. die Zielsetzung des besuchten Bildungsganges und die ihr übertragenen Ausbildungspflichten ordnungsgemäß zu erfüllen,
2. die in § 2 des Vertrages genannten Rechtsvorschriften und Verordnungen zu beachten,
3. den Anweisungen der Schulleitung und des Kollegiums Folge zu leisten. Eine Missachtung kann zur Abmahnung und bei Wiederholung oder in besonders triftigen Fällen zur Beendigung des Schulverhältnisses führen,
4. an allen angesetzten Bildungsmaßnahmen teilzunehmen und die Anwesenheits- und Leistungspflicht zu erfüllen,
5. die in den Praktikumseinrichtungen gültigen Vorschriften und Hausordnungen einzuhalten.
(2) Die Schule verpflichtet sich:
1. den Unterricht gemäß den gesetzlichen Regelungen zum o.g. Bildungsgang anzubieten,
2. Änderungen innerhalb des Schulbetriebes (z. B. Vertretungen, Änderung des Unterrichtsortes) rechtzeitig zu kommunizieren, 
3. die individuellen Voraussetzungen der Teilnehmenden zu berücksichtigen,
4. Beratungs- und Unterstützungsleistungen zu kommunizieren, 
5. Maßnahmen der internen Qualitätsentwicklung zu betreiben, 
6. der teilnehmenden Person regelmäßig Rückmeldung über ihren Leistungsstand zu geben (Halbjahres- und Jahreszeugnisse). 
7. eine Teilnahmebescheinigung auszustellen.


§ 6 Dauer des Teilnahmevertrages
(1) Der Teilnahmevertrag wird grundsätzlich für die Dauer der Ausbildung im o.g. Bildungsgang geschlossen. 
(2) Kommt die teilnehmende Person ihren Verpflichtungen aus § 5 (1) des Vertrages nachhaltig nicht nach, endet der Teilnahmevertrag mit der vorzeitigen Entlassung aus dem Bildungsgang. 
(3) Die Willenserklärung zum Abschluss des Teilnahmeertrages kann bis 14 Tage vor Veranstaltungsbeginn kostenfrei widerrufen werden.

§ 7 Beendigung des Teilnahmevertrages
(1) Der Teilnahmevertrag zwischen den Vertragsparteien endet
1. mit erfolgreichem Abschluss der Ausbildung oder
2. durch schriftliche Abmeldung (Kündigung) der teilnehmenden Person, die jederzeit möglich und kostenfrei ist (z.B. bei Wegfall der Förderung, bei Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung) oder
3. bei nachhaltigem Verstoß der teilnehmenden Person gegen die Verpflichtungen aus § 5 (1) des Vertrages, der zur Entlassung aus dem Bildungsgang nach dem Schulgesetz NRW bzw. Akkreditierungs- und Zulassungsverordnung Arbeitsförderung - AZAV führt,
4. auf Konferenzbeschluss bei Nichtzulassung zur Abschlussprüfung. 

§ 8 Kosten der Maßnahme
(1) Für den Besuch der Maßnahme wird kein Schulgeld erhoben.
(2) Von der Schule erhält die teilnehmende Person eine Bücherliste, in dieser sind die erstattungsfähigen Bücher aufgeführt, welche zum Erreichen des Bildungsziels notwendig sind, d. h., dass teilnehmenden Personen diese Bücher anschaffen. 
(3) Es werden folgende Kosten
· Lehrbücher gem. Abs. 2
· Lern-/Arbeitsmaterial (z. B. Kopien, Präsentationsmaterial, Schreibmaterial, Taschenrechner, Blöcke, Ordner, schulische Softwarelizenzen)
· Hygienebelehrung
· Verbrauchsmaterial (z. B. Druckerpatrone)
· Exkursionen
in Summe bis zu einem Gesamthöchstbetrag von 1.368 Euro übernommen.
(4) Keine Kostenerstattung wird gewährt, für Anschaffungen, bei denen die private Nutzung überwiegt sowie für Bewerbungen, Standardsoftware, PCs, Tablets, Druckergeräte, Fahrtkosten zur Schule, Verpflegungsaufwendungen u. a. 
(5) Für Kosten, die von der Arbeitsagentur oder einem sonstigen Träger nicht verpflichtend übernommen werden (z. B. für die Teilnahme an außerunterrichtlichen Veranstaltungen oder für die Raumgestaltung bei Praxisbesuchen) haftet die teilnehmende Person.

§ 9 Fehlzeiten
(1) Während der Ausbildung besteht Anwesenheits- und Teilnahmepflicht an allen schulischen Veranstaltungen. Kann die Anwesenheit aus Gründen nicht wahrgenommen werden, die von der teilnehmenden Person nicht zu vertreten sind, muss dies bei Bekanntwerden, spätestens jedoch bis 09:00 Uhr des Fehltages, der Schule mitgeteilt und nachgewiesen werden. Anerkannte Gründe sind Krankheit, Krankheit des minderjährigen Kindes bis zum 12. Lebensjahr, Termine für Vorstellungsgespräche sowie nicht verschiebbare Behördengänge. 
(2) Jeder Fehltag und jede Fehlstunde müssen schriftlich entschuldigt werden und die Entschuldigung muss von der teilnehmenden Person und ggf. den Erziehungsberechtigten unterschrieben sein. Verschlafen, Verspätungen, Zuspätkommen nach den Pausen gelten als unentschuldigt.
(3) Die Zeiten der Schulunfähigkeit/Arbeitsunfähigkeit bei Erkrankung sind ab dem ersten Fehltag (§ 159 Abs. 1 Nr. 5 SGB III) ärztlich feststellen zu lassen und diese unter Nennung von Beginn und Dauer der Schule und der Agentur für Arbeit mitzuteilen. Eine nachträgliche Vorlage der Krankheitsbescheinigung führt nicht zur Rücknahme der unentschuldigten Fehlzeiten. Termine für Vorstellungsgespräche müssen durch den potenziellen Arbeitgeber schriftlich bestätigt werden.
(4) Sollte die teilnehmende Person im Laufe des Schultages erkranken oder aus anzuerkennenden Gründen beurlaubt werden (s. o.), erfolgt die Abmeldung vom Unterricht stets persönlich bei der Klassenleitung bzw. der nachfolgenden Lehrkraft. Am darauf folgenden Tag ist eine schriftliche Entschuldigung beim Klassenlehrer/bei der Klassenlehrerin abzugeben.
(5) Arztbesuche/-termine sind grundsätzlich in die unterrichtsfreie Zeit (nur in Ausnahmefällen in die Unterrichtszeit) zu legen.
(6) Die Schule ist der fördernden Stelle gegenüber verpflichtet, die Anwesenheit zu dokumentieren und monatlich zu melden.
(7) Über die Anwendung der Ziffern (1) und (5) entscheidet die Schule nach vorheriger Anhörung der teilnehmenden Person.

§ 10 Durchführung der vorgeschriebenen Praktika
(1) Die fachpraktische Ausbildung in den Einrichtungen richtet sich nach den Vorschriften der APO-BK.
(2) Die Auswahl der Praktikumsstellen bedarf der Zustimmung der Schule. 
(3) Die Leistungen während der Praktika werden von der Schule in Rücksprache mit der Praktikumseinrichtung beurteilt.

§ 11 Versicherung und Haftung
(1) Die Haftung des Schulträgers für Personen- und Sachschäden richtet sich nach den gesetzlichen Bestimmungen. Sie erstreckt sich nicht auf Geld, Schmuck oder sonstige Wertgegenstände, Fahrräder, Kraftfahrzeuge oder deren Zubehör oder auf Gegenstände, die auf dem Schulgelände liegen gelassen werden.
(2) Die teilnehmende Person ist über die gesetzliche Schülerunfallversicherung (Unfallkasse Nordrhein-Westfalen) gegen Unfälle mit Personenschaden versichert. Diese erstreckt sich auf die während der Ausbildung abzuleistenden Praktika und den Unterricht einschließlich der Pausen und anderer schulischer Veranstaltungen sowie auf den Weg zu und von der Schule oder zu dem Ort, an dem die Schulveranstaltung stattfindet. 
(3) Die teilnehmende Person haftet für Sach- und Personenschäden, die durch sie an Dritten schuldhaft verursacht wurden. 












§ 12 Rücktritt / Kündigung
(1) Die teilnehmende Person hat das Recht, bis zum Beginn der Ausbildung (1. Schultag) ohne Angabe von Gründen von der Ausbildung zurückzutreten. Ansprüche von Seiten der Schule werden nicht geltend gemacht.
(2) Die teilnehmende Person hat während der Ausbildung jederzeit das Recht, den Teilnahmevertrag ohne Angabe von Gründen zu kündigen. Dabei sind die Aufwendungen zur Anschaffung von Lern- und Sachmitteln sowie zur Durchführung von Exkursionen anteilig zu erstatten. 
(3) Etwaige Drittansprüche von Kostenträgern für die Ausbildung bleiben von diesen Regelungen unberührt.

§ 13 Kontaktdaten und Umgang mit personenbezogenen Daten
(1) Name, Vorname, Adresse, Telefon, E-Mail sowie weitere, notwendige Verwaltungsdaten bezüglich der entsendenden Stelle (Agentur für Arbeit, Jobcenter oder Deutsche Rentenversicherung) sowie die Bankverbindung der teilnehmenden Person werden bei der Schule zum Zwecke der Bearbeitung des Vorgangs, z. B. für Überweisungen von Kostenerstattungen gespeichert. 
(2) Zur Erhebung der arbeitsmarktlichen Relevanz des Bildungsangebots wird die Schule etwa ein halbes Jahr nach dem Bildungsabschluss per Mail Kontakt zur teilnehmenden Person aufnehmen und erfragen, ob sie ein sozialversicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis eingegangen ist. Gemäß der Datenschutz-Grundverordnung ist über die Nutzung von Daten zu informieren und eine Einwilligung einzuholen. Die Erklärung und Einwilligung wird durch die Schulleitung eingeholt und in der Schülerakte verwahrt. Die Verwahrung der Daten sowie deren Löschung erfolgt nach gesetzlichen Regelungen, eine Weitergabe an Dritte ist ausgeschlossen.

§ 14 Informationspflicht
Änderungen (persönliche Daten, Abbruch der Maßnahme und ähnliches) sind von der teilnehmenden Person der Schule unmittelbar mitzuteilen. Die Schule informiert über Änderungen des Unterrichtsortes sowie Veränderungen der Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner rechtzeitig. Eine Veränderung des Unterrichtsorts, z. B. in eine schulische Außenstelle, führt nicht zu einer unzumutbaren Mehrbelastung.

§ 15 Ferien
(1) Die Ferien an den öffentlichen Schulen werden durch die Ferienordnung der obersten Schulaufsicht festgelegt. 
(2) Während der Ferien findet kein Unterricht statt. 

§ 16 Vertragsänderungen / Salvatorische Klausel
Änderungen oder Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der Schriftform und Unterzeichnung durch beide Vertragsparteien. Mündliche Nebenabreden bestehen nicht und haben keine Gültigkeit. Die teilnehmende Person erhält eine von beiden Vertragsparteien unterzeichnete Ausfertigung des Vertrages. Die Teilnahmebedingungen dieses Vertrages wurden besprochen. Nachfragen konnten gestellt werden und wurden beantwortet. Ein Beratungsgespräch zur Aufnahme in die Weiterbildungsmaßnahme hat stattgefunden und ist in der Schülerakte dokumentiert. Die Regelungen dieses Vertrages werden mit Unterschrift angenommen. Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam oder undurchführbar sein oder nach Vertragsschluss unwirksam oder undurchführbar werden, bleibt davon die Wirksamkeit des Vertrages im Übrigen unberührt.



Ort, Datum	(Für die Schule)



Ort, Datum	(Teilnehmende Person)



DATENNUTZUNG

Erklärung und Einwilligung

	Teilnehmende Person

	Vorname Nachname
	Klasse 

	Die Information zum Umgang mit personenbezogenen Daten im Rahmen der AZAV-Zertifizierung durch die Schule und die AZAV-Geschäftsstelle NRW habe ich zur Kenntnis genommen. 

	Mit der Befragung nach Beendigung der Ausbildung bin ich einverstanden.
	Ggf. streichen, kann verweigert werden. 
Es entstehen hierdurch keine Nachteile. Eine Einwilligung kann ohne Nennung von Gründen widerrufen werden. 

	Ich bin einverstanden, dass im Rahmen einer Überprüfung der Schule meine Akte zur Einsicht genutzt werden darf.
	





______________________	_____________________________________
Ort, Datum 		Unterschrift teilnehmende Person
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